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Sehr geehrter Landtagspräsident Sonderegger, sehr geehrte Abgeordnete zum Vorarlberger 

Landtag; 

Sehr geehrter LH Wallner, sehr geehrte Mitglieder der Vorarlberger Landesregierung 

 

 

das Netzwerk Volksabstimmen über Volksabstimmen wendet sich mit einem 

demokratiepolitischen Anliegen, das die demokratischen Rechte der Vorarlberger 

Bevölkerung betrifft, an Sie. 

 

Der Verfassungsausschuss des Nationalrats hat am 4. November 2021 einen (von den beiden 

Regierungsparteien eingebrachten) Entschließungsantrag gefasst, der Verfassungsministerin 

Edtstadler damit beauftragt, einen Länder-Dialog über Volksabstimmungen auf 

Gemeindeebene zu starten. Die Verfassungsministerin soll ergründen ob die einzelnen 

Bundesländer, insbesondere die Landesgesetzgeber, dafür sind, dass verbindliche Gemeinde-

Volksabstimmungen durch die Bürgerinnen und Bürger selbst initiiert werden sollen. Dass 

diese Frage überhaupt gestellt wird, zeigt ein gravierendes demokratiepolitisches Defizit der 

österreichischen Politik an, denn dieses genuin demokratische Recht ist eine demokratische 

Selbstverständlichkeit und macht den innersten Wesenskern des demokratischen Prinzips an 

sich aus. 

 

Wir richten uns mit 3 Forderungen in dieser Angelegenheit an Sie. Sie präzisieren die 

Forderungen der Volksabstimmungs-Demo vor dem Landhaus vom vergangenen Sonntag.    

 

Erstens - Setzen Sie sich gegenüber den anderen Bundesländern für dieses genuin 

demokratische Volksabstimmungsrecht ein und übernehmen Sie die Koordination der 

einzelnen Länderpositionen gegenüber Verfassungsministerin Edtstadler, die dem 

Verfassungsausschuss des Bundesverfassungsgesetzgebers berichten wird. 

Werden Sie zum aktiven Fürsprecher dieses bürgerlichen Volksabstimmungsrechts. Vorarlberg 

macht seit Jahren gute Erfahrungen mit dem demokratischen Leben im Land.  

 

Zweitens - Ein Länder-Dialog nur mit Politikerinnen und Politikern über die Köpfe der 

betroffenen Bürgerinnen und Bürger hinweg würde eine äußerst unzeitgemäßes 

Demokratieverständnis offenbaren. Diese Frage soll durch die betroffenen Bürgerinnen und 

Bürger selbst beantwortet werden. 

Wir fordern den Landtag auf, eine Volksabstimmung auf Grund eines Landtagsbeschlusses 

gemäß §31 Landes-Volksabstimmungsgesetz durchzuführen. Die dabei zu stellende Frage 

könnte beispielsweise so lauten: 



„Sind Sie dafür, dass sich der Vorarlberger Landtag und die Vorarlberger Landesregierung mit 

allen ihnen zu Gebote stehenden Mitteln für eine Änderung der Bundesverfassung einsetzen, 

damit das bürgerliche Volksabstimmungsrecht auf Gemeinde-, Landes- und Bundesebene 

in der Bundesverfassung festgeschrieben wird.“ 

Mit dem tatkräftigen Verfolgen dieser beiden Forderungen werden sie der eigenständigen 

demokratischen Tradition im Land gerecht  

 

Drittens - Sie wissen, dass selbst die unstrittige Verankerung des bürgerlichen 

Volksabstimmungsrechts auf Gemeindeebene als Eingriff ins demokratische Prinzip der 

Bundesverfassung gewertet wird, mithin dass selbst diese Klarstellung der „unmittelbaren 

Teilnahme“ in Art.117 Abs.8 B-VG im Sinne des Bundesverfassungsgesetzgebers von 1984 

(vgl. Erläuterungsbericht; ) einer „obligatorischen Volksabstimmung“ durch das Bundesvolk 

zu unterziehen sein wird. Das ist übrigens der Anlass für den Namen unseres Netzwerks: 

Volksabstimmen über Volksabstimmen. 

Die intensive Auseinandersetzung mit den demokratischen Defiziten der Bundesverfassung 

einerseits und mit den Anforderungen, die die Umbruchszeiten an die Demokratie stellen 

andrerseits, haben uns die Notwendigkeit einer umfassenden demokratischen Reform der 

Bundesverfassung vor Augen geführt. 

Wir fordern Sie auf, den politischen Mut und Weitblick aufzubringen, sich bei der 

Bürgerschaft, bei den anderen Bundesländern und beim Bund für die Einberufung einer 

verfassungsgebenden Versammlung einzusetzen. In dieser verfassungsgebenden 

Versammlung sollen Bürgerinnen und Bürger, politische Repräsentanten aller drei politischen 

Ebenem des österreichischen Staatswesens und avancierte Fachleute miteinander beraten, wie 

die konkreten Formulierungen einer demokratischen Verfassungsreform, die zukunfts-

taugliche Rahmenbedingungen und Spielregeln unseres Zusammenlebens festschreibt, lauten. 

 

In dieser Angelegenheit möchten wir Ihnen folgendes vorschlagen. Ein Vertreter unseres 

Netzwerks wird auf der kommenden Landtagssitzung ein Impulsreferat bezüglicher dieser 

verfassungsgebenden Versammlung und ihrer Notwendigkeit halten. Unser Ansprechpartner 

Christoph Metzler wird diesbezüglich Kontakt mit dem Landtagspräsidium aufnehmen. 

 

Gewiss nicht zuletzt wollen wir für Sie die Entstehungsgeschichte der Gesetzesreparatur, über 

die bei der Landtagssitzung am 17. 11. 2021 befunden wird, vor allem deshalb rekapitulieren, 

weil sie unterem anderem die bürgerliche Gesetzgebungskompetenz unter Beweis stellt. Am 

3. 2. 2020 beschließt der Vorarlberger Landtag einstimmig die Landesregierung möge sich bei 

der Bundesregierung für die Wiedereinführung des bürgerlichen Volksabstimmungsrechts auf 

Gemeindeebene starkmachen. Am 5. 2. beginnt das öffentliche Begutachtungsverfahren der 

Sammelnovelle, die die vom VfGH unter Einräumung einer Reparaturfrist bis zum 31.12. 

2021 aufgehobenen landesgesetzlichen Bestimmungen ersatzlos aus dem Korpus der 

Vorarlberger Landesgesetze entfernt. 

Am 12. 3. werden per landesweiter Aktion Volksabstimmen über Volksabstimmen in 38 

Gemeinden Anträge auf die Durchführung von Volksabstimmungen eingebracht. Ziel der 

Aktion ist die Abhaltung einer landesweiten Volksabstimmung über genau den Landtags-

beschluss, mit dem die Sammelnovelle in Kraft gesetzt wird. Infolgedessen legt die Landes-

regierung trotz erheblicher rechtlicher Bedenken die Sammelnovelle im Mai auf Eis. Am 9.7. 

formiert sich das Netzwerk Volksabstimmen über Volksabstimmen und arbeitet in Folge einen 

Gesetzesentwurf aus, der vom bürgerlichen Volksabstimmungsrecht rettet, was nach 

derzeitigem VfGH Verständnis der Bundesverfassung zu retten geht. Die Vorarlberger 

Oppositionsparteien übernehmen diesen Entwurf in seinen wesentlichen Grundzügen (Einbau 

eines Gemeindevertretungsbeschlusses in das Volksabstimmungsverfahren, Volksbefragung 

im Ablehnungsfall) und bringen ihn im September in den Landtag ein. Die im Landtag 



vertretenen Regierungsparteien beschließen einen eigenen Antrag, der einige zusätzliche 

Adaptierungen vornimmt. Am 14. 11 findet die Demo „Wir fordern unser Volksabstimmungs-

recht“ in Bregenz statt. Der Rechtsausschuss des Landtags befürwortet den Entwurf am 10.11. 

und legt ihn dem Landtag am 17.11 als Sammelnovelle 127 dB zur ersten Lesung vor. In 

letzter Minute tauchen neue juristische Überlegungen zum VfGH-Urteil vom 6. Oktober 2020 

auf.  

 

Wie immer diese Gesetzesreparatur ausfallen wird, sie beschneidet das bürgerliche 

Volksabstimmungsrecht in seiner zentralen Eigenschaft: demokratische Souveränität, die 

immer genau dort endet, wo sie verfassungsrechtlich abgesicherte Menschen-, Grund-, und 

Minderheitenrechte sowie völkerrechtliche Vertragsbestimmungen verletzt. 

Geben Sie sich mit dieser Gesetzesreparatur nicht zufrieden. Betrachten auch Sie dieselbe als 

notdürftige Reparatur, Provisorium und Mittel zum Zweck: Verfassungsänderung, die die 

demokratischen Defizite der Bundesverfassung behebt. 

 

Wir freuen uns von Ihnen zu hören. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

gezeichnet das Netzwerk Volksabstimmen über Volksabstimmen 

 

Ansprechpartner für die Politik: Christoph Metzler panthera_tigris_at@yahoo.de 

und Christoph Aigner  c.aigner@tisca.com 
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